
Diese Richtlinie wird herausgegeben 
vom Arbeitskreis Deutscher Markt- 

und Sozialforschungsinstitute e.V. 
(ADM), der Arbeitsgemeinschaft Sozial-
wissenschaftlicher Institute e.V. (ASI) 
und dem Berufsverband Deutscher 
Markt- und Sozialforscher e.V. (BVM).

Wie auf allen anderen Gebieten der 
Markt- und Sozialforschung gilt auch 
für die Wahlforschung die „Erklärung 
für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zum IHK/ESOMAR Inter-
nationalen Kodex für die Praxis der 
Markt- und Sozialforschung“. Sie wur-
de im Dezember 1994 vom Arbeits-
kreis Deutscher Markt- und Sozialfor-
schungsinstitute e.V. (ADM) und vom 
Berufsverband Deutscher Markt- und 
Sozialforscher e.V. (BVM) herausgege-
ben. Im Oktober 1995 hat sich ihr auch 
die Arbeitsgemeinschaft Sozialwissen-
schaftlicher Institute e.V. (ASI) ange-
schlossen.

Diese Erklärung stellt zusammen mit 
dem für die Bundesrepublik Deutsch-
land geltenden Teil des „IHK/ESOMAR 
Internationalen Kodex für die Praxis 
der Markt- und Sozialforschung“ wich-
tige Grundsätze des Rechts der Markt- 
und Sozialforschung dar. Dieses Recht 
gilt unmittelbar oder mittelbar auch 
für Auftraggeber, wenn sie Institute 
mit der Durchführung von Studien 
beauftragen. Die Auftraggeber müs-
sen deshalb besorgt sein, daß das 
beauftragte Institut in Übereinstim-
mung mit diesem Recht forscht.

Für bestimmte Bereiche der Markt- 
und Sozialforschung gelten zusätzlich 
die von den Verbänden der deutschen 
Marktforschung herausgegebenen 
speziellen Richtlinien. Auch um deren 
Einhaltung müssen neben den For-
schern die Auftraggeber besorgt sein.

1. Öffentliches Interesse

Eine Besonderheit der Wahlforschung 
besteht darin, daß ihre Ergebnisse 
gewöhnlich auf ein größeres öffentli-
ches Interesse stoßen als die Ergebnis

se von Studien aus anderen Bereichen 
der Markt- und Sozialforschung. Des-
halb werden ihre Ergebnisse auch häu-
figer veröffentlicht und in der Öffent-
lichkeit intensiver diskutiert. Oft ist die 
Veröffentlichung der Ergebnisse sogar 
ein Hauptgrund für die Durchführung 
von Studien. Es ist in der Wahlfor-
schung – wie in allen Bereichen der 
Markt- und Sozialforschung – wichtig 
und notwendig, dafür Sorge zu tra-
gen, daß sowohl dem Auftraggeber 
als auch der Öffentlichkeit die Mög-
lichkeiten und Grenzen der Interpre-
tation von Forschungsergebnissen 
bewußt werden.

Die Ergebnisse der Wahlforschung sind 
Teil des politischen Meinungsbildungs-
prozesses in einer demokratischen 
Gesellschaft. Gesetzliche Beschränkun
gen bei der Veröffentlichung von 
Ergebnissen der Wahlforschung sind 
deshalb politisch grundsätzlich nicht 
gerechtfertigt. Einer Beschränkung 
steht auch Artikel 5 des Grundgesetzes 
für die Bundesrepublik Deutschland 
entgegen, der die Meinungs- und Pres
sefreiheit sowie die Freiheit der Wis-
senschaft garantiert.

Die vorliegende Richtlinie bezieht sich 
in erster Linie auf die Veröffentlichung 
von Ergebnissen der quantitativen 
Wahlforschung mit repräsentativen 
Bevölkerungsumfragen. Für die qualita
tive Wahlforschung (z. B. Plakat- oder 
Slogantests mittels Gruppendiskussio
nen) gelten grundsätzlich dieselben 
Regeln bei der Veröffentlichung von 
Forschungsergebnissen. Allerdings müs
sen ihre Ergebnisse – wie in anderen 
Bereichen der Markt- und Sozialfor-
schung auch – unter wissenschaftlichen 
Kriterien (z. B. Repräsentativität) anders 
dargestellt und interpretiert werden. 

2. Grundinformationen zur Unter-
suchung

Zur Beurteilung der wissenschaftlichen  
Qualität einer Untersuchung und ihrer 
Ergebnisse sind mindestens die folgen
den Grundinformationen notwendig. 

Sie müssen vom durchführenden For-
schungsinstitut gegenüber dem Auf-
traggeber der Untersuchung doku-
mentiert werden:

-	Name des die Untersuchung durch-
	 führenden Forschungsinstituts 
-	Zielgruppe der Untersuchung
-	Zahl der befragten Personen (Stich-
	 probengröße)
-	Untersuchungszeitraum
-	angewandte Stichproben-Methode
-	angewandtes Erhebungsverfahren
	 (mündliche, schriftliche, telefonische
	 Interviews)
-	genauer Wortlaut der gestellten
	 Fragen
-	angewandte Gewichtungsverfahren

Darüber hinaus sind gerade im Bereich 
der Wahlforschung zusätzliche Infor-
mationen über die Anzahl bzw. den 
Anteil der Befragten, die mit „weiß 
nicht“ geantwortet oder „keine Anga-
be“ gemacht haben, notwendig, um 
die inhaltlichen Antwortverteilungen 
angemessen interpretieren zu können. 
Bei der Abfrage von Parteipräferenzen 
oder Wahlabsichten muß deshalb auch 
der Anteil der Befragten ausgewiesen  
werden, die angegeben haben, keine  
Partei zu präferieren bzw. nicht zur 
Wahl gehen zu wollen oder noch 
unentschieden sind.

Die Grundinformationen zur Untersu-
chung sind auch bei der Veröffentli-
chung von Ergebnissen der Wahlfor-
schung anzugeben. In welcher Form 
und welchem Umfang das geschieht, 
ist in erster Linie abhängig von der Art 
der Publikation.

3. Verantwortlichkeit

Für die Veröffentlichung von Ergeb
nissen der Wahlforschung gelten 
grundsätzlich dieselben Regeln wie für 
andere Bereiche der Markt- und Sozi-
alforschung. Sie besagen im wesentli
chen, daß klar zu unterscheiden ist 
zwischen den Forschungergebnissen 
als solchen und ihrer Interpretation 
durch den Forscher. Bei Ergebnisinter
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pretationen sind die anerkannten wis
senschaftlich-methodischen Kriterien 
zu beachten. Insbesondere müssen 
dabei die statistischen Fehlertoleran
zen berücksichtigt werden. Ferner 
besagen die Regeln für die Veröffentli
chung von Forschungsergebnissen, 
daß Forscher nicht wissentlich die Ver
breitung von Schlußfolgerungen aus 
einer Untersuchung zulassen dürfen,  
die durch die erhobenen Daten nicht 
entsprechend belegt sind. Bei der Ver
öffentlichung von Ergebnissen der 
Wahlforschung ist zu unterscheiden 
zwischen einer Veröffentlichung durch 
das die Untersuchung durchführende 
Institut und einer Veröffentlichung 
durch den Auftraggeber der Untersu-
chung oder eine andere Stelle.

4. Veröffentlichung durch das
Institut

Ein Forschungsinstitut darf grundsätz-
lich die Ergebnisse einer Untersuchung 
veröffentlichen, wenn es die Untersu-
chung entweder aus eigenem Interesse 
durchgeführt hat oder soweit eine Ver-
öffentlichung mit dem Auftraggeber 
der Untersuchung vertraglich vereinbart 
wurde bzw. er sich damit einverstanden 
erklärt hat. Die Veröffentlichung von  
Ergebnissen der Wahlforschung durch 
das durchführende Institut sollte unter 
anderem die Leistungsfähigkeit der 
empirischen Wahlforschung belegen, 
aber auch die Grenzen der Interpretati
on der Ergebnisse bewußt machen. 
Dazu ist es notwendig, daß bei der 
Publikation auch über die Art der Unter
suchung informiert wird. Sie lassen sich 
drei Typen zuordnen:

Es gibt aktuelle Messungen der Partei­
sympathien oder der Parteipräferen­
zen in der Bevölkerung. Diese Umfra-
gen liefern ein Abbild der politischen 
Stimmungen, die jedoch besonders bei 
größerer zeitlicher Distanz zu einem 
Wahltermin nicht unbedingt verhal-
tensrelevant sind. Politische Stimmun
gen drücken nicht aus, welche Anteile 
in der Wählerschaft zum gegebenen 
Zeitpunkt tatsächlich auf die einzelnen 
Parteien entfallen. Bei diesen Messun
gen wird - beispielsweise entsprechend 
der Angaben zur Wahlentscheidung 
bei der letzten Wahl - keine Umrech-
nung von Stimmungen in Stimmen vor-
genommen.

Des Weiteren werden auf der Basis von  
Umfragedaten aktuelle Wählerpoten­

tiale berechnet. Hierfür wird auch der 
Begriff Projektion verwendet. Berech-
nungen von Wählerpotentialen bzw. 
Projektionen beziehen neben den 
Umfrageergebnissen auf die soge-
nannte „Sonntagsfrage“ auch externe 
Daten und Erkenntnisse ein, insbeson
dere die Ergebnisse der letzten Wahl
en sowie relativ dauerhafte Verhal-
tens- und Einstellungsmuster der 
Bevölkerung, um mit einer Modell-
rechnung den aktuellen Anteil der 
Wählerschaft für die einzelnen Partei
en zu bestimmen. Auch die aktuellen 
Wählerpotentiale bzw. Projektionen 
sind keine Wahlprognosen, da sie nur  
für den jeweiligen Zeitpunkt der 
Messung gelten, nicht aber für den 
Wahltermin selbst.

Schließlich gibt es - und das ist nur 
ein Bruchteil der empirischen Wahl-
forschung – echte Wahlprognosen, 
die zu einem wesentlichen Teil auf 
Umfragedaten basieren. Im Regelfall  
wird auf der Grundlage mehrerer 
Umfragen, von denen die letzte 
wenige Tage vor der Wahl durchge-
führt wird, und durch die Hinzuzie-
hung externer Daten, mittels einer 
Modellrechnung eine Vorhersage 
zum Ausgang der bevorstehenden 
Wahl gemacht. 

Darüber hinaus haben die Institute die 
bereits genannten Grundinformatio
nen, die zur Beurteilung der Aussage
fähigkeit einer Untersuchung not-
wendig sind, zusammen mit den 
Untersuchungsergebnissen zu veröf-
fentlichen. Wenn dies, abhängig von 
der Art der Veröffentlichung, unver-
hältnismäßig wäre, sind die Institute 
verpflichtet, auf Anfrage die entspre-
chenden Informationen zu geben.

Veröffentlichungen von Ergebnissen 
der Wahlforschung enthalten neben 
einer Darstellung häufig eine Interpre
tation der Ergebnisse und eventuell 
darauf begründete Empfehlungen. 
Interpretationen und Empfehlungen 
sind, soweit sie von den Ergebnissen 
gestützt werden, ein Bestandteil der 
angewandten empirischen Forschung. 
Nicht durch Ergebnisse gestützte 
Interpretationen und Empfehlungen 
sind dagegen kein Bestandteil empiri
scher Forschung, sondern persönliche 
Ansichten und Überzeugungen. Sie 
sind deshalb bei der Veröffentlichung 
von Ergebnissen der Wahlforschung 
zu unterlassen.

5. Veröffentlichung durch den Auf-
traggeber oder eine andere Stelle

Da das durchführende Institut oft kei
nen Einfluß auf die Veröffentlichung 
der Untersuchungsergebnisse durch 
den Auftraggeber oder eine andere 
Stelle hat, kann es für solche Veröf
fentlichungen gewöhnlich nicht ver-
antwortlich gemacht werden. Die  
Verantwortung dafür, daß die Veröf-
fentlichung der Ergebnisse nicht irre-
führend wirkt, liegt normalerweise 
bei der veröffentlichenden Stelle. Das 
Institut ist jedoch im Rahmen der 
Gesetze verpflichtet, geeignete Maß­
nahmen zur Berichtigung falscher 
oder eindeutig irreführender Darstel­
lungen und Interpretationen der 
Untersuchungsergebnisse zu ergrei­
fen, wenn es von der Veröffentli­
chung Kenntnis erhält. 

Weitergehende Informationen über 
die den veröffentlichten Forschungser-
gebnissen zugrundeliegende Untersu-
chung zu geben, ist den Instituten nur 
insoweit rechtlich möglich als dies mit 
dem Auftraggeber der Untersuchung 
bei Auftragserteilung geregelt oder 
von diesem nachträglich gestattet 
wurde. Dabei sind die Institute berech-
tigt, von dem Empfänger der Informa-
tionen die Übernahme der dadurch 
entstehenden Kosten zu verlangen.

6. Schlußbestimmungen

Diese Richtlinie ist Teil des Standes­
rechts der deutschen Markt- und 
Sozialforschung, wie es sich aus dem 
Gesetz und den methodischen Stan­
dards, aber auch aus der Verkehrssitte 
und Selbstbeschränkungen ergibt.

Die in dieser Richtlinie dargelegten 
Prinzipien und Verhaltensweisen be-
gründen sich u.a. auf dem Recht auf 
Forschung und den daraus resultie-
renden methodischen Anforderungen 
sowie dem Recht auf Informationsfrei­
heit. Es kann nicht ausgeschlossen 
werden, daß sich bei einer Begrün-
dung zu einem späteren Zeitpunkt 
oder durch andere Instanzen andere, 
möglicherweise strengere Maßstäbe 
für die Zulässigkeit der dargelegten 
Verhaltensweisen ergeben.
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